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Mandantenbrief 06/2019 

SPRUCH 

Tadeln können alle Toren, aber besser machen nicht. 
August Friedrich Ernst Langbein; 1757 – 1835, deutscher 
Schriftsteller 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 
Arbeitsvertragsschluss durch tatsächliches 

Handeln 
  

Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) musste in einem Fall aus der 

Praxis entscheiden, ob ein Arbeitsvertrag durch tatsächliches Handeln zustande 

gekommen ist, in dem ein Arbeitnehmer zunächst bei einem Konzernunternehmen 

arbeitete, bei dem die Schließung des Standorts absehbar war. Das Unternehmen 

suchte für den Arbeitnehmer eine wohnortnahe Beschäftigung in einem anderen 

Konzernunternehmen. Der zukünftige Vorgesetzte erklärte ihm gegenüber, dass er 

am 1.6.2016 bei dem neuen Konzern anfängt. Zum Abschluss eines schriftlichen 

Arbeitsvertrags kam es nicht.  

 

Die Arbeit wurde am1.6.2016 aufgenommen und vergütet. Im September 2016 

wurde mehreren Arbeitnehmern mitgeteilt, dass ein Fehler vorliegt. Der alte Arbeit-

geber habe den Arbeitnehmer und weitere Mitarbeiter an den Konzern im Wege der 

Arbeitnehmer-überlassung verliehen; ein Arbeitsverhältnis zum neuen Konzern be-

stehe nicht. 

 

Grundsätzlich gilt: Ein Arbeitsvertrag kann zustande kommen, indem der Arbeitneh-

mer seine Arbeit tatsächlich aufnimmt und der Arbeitgeber die Arbeit annimmt. 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber erklären dadurch konkludent Angebot und Annahme 

des Arbeitsvertrags. Ein tarifliches Schriftformgebot für den Abschluss eines Arbeits-

vertrags führt in der Regel nicht zur Unwirksamkeit des durch tatsächliches Handeln 

zustande gekommenen Arbeitsvertrags. Das sahen auch die Richter des LAG so. Mit 

dem neuen Arbeitgeber sei ein Vertragsabschluss durch tatsächliches Handeln ge-

schlossen worden. 

 
 
 

 
 

  



 
 
 

 

Familienrecht… 
 

Rückwirkende Zusammenveranlagung für 

alle, die ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe um-

wandeln 
  

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 

beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vor-

schriften (UStAVermG) die gesetzliche Norm geändert, wonach es eingetragenen 

Lebenspartnern nun doch möglich ist, rückwirkend die Zusammenveranlagung zu 

beantragen, wenn sie bis 31.12.2019 ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-

deln. Der Antrag auf Aufhebung oder Änderung der Steuerbescheide ist bis spätes-

tens 31.12.2020 zu stellen. 

 

Beispiel: A und B sind ihre Lebenspartnerschaft im Jahr 2001 eingegangen. Die 

Zusammenveranlagung ist jedoch erst ab dem Jahr 2013 möglich gewesen (vorher 

nur, wenn sie gegen die Steuerbescheide Einspruch eingelegt haben). Im Jahr 2019 

wird vor dem zuständigen Standesamt die Lebenspartnerschaft in eine Ehe umge-

wandelt. A und B können also für die Jahre 2001 bis 2012 rückwirkend die Zusam-

menveranlagung beantragen und den Splittingtarif erhalten. Der Antrag muss bis 

zum Jahr 2020 erfolgen. 

 

Durch die Umwandlung in eine Ehe kommt es auch steuerlich zu einem rückwirken-

den Ereignis. Eine Verzinsung von evtl. Steuererstattungen ist jedoch erst 15 Mona-

te nach Ablauf des Kalenderjahres möglich, in dem das rückwirkende Ereignis einge-

treten ist. Durch diese Maßnahme hat der Gesetzgeber nun endlich alle steuerlichen 

Benachteiligungen gegen gleichgeschlechtliche Ehen aufgegeben. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

Sonstiges 
 

Mietverhältnis - keine Duldung umfangrei-

cher Umbaumaßnahmen 
  

Mietet eine Rechtsanwaltskanzlei Räumlichkeiten an, kann sie verlangen, dass der 

Vermieter keine lärm-, erschütterungs- und staubintensiven Umbau- und Moderni-

sierungsarbeiten im gesamten Haus zur Ermöglichung einer anderen Nutzung durch-

führt.  

 

Die Kanzlei ist auch nicht zur Duldung der Arbeiten außerhalb der üblichen Bürozei-

ten oder am Wochenende verpflichtet, da Rechtsanwälte gerichtsbekannt regelmä-

ßig auch außerhalb der gängigen Geschäftszeiten arbeiten. 

 

In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt am 25.3.2019 entschiedenen Fall musste 

der Vermieter einer Rechtsanwaltskanzlei den vertragsgemäßen Gebrauch der Räu-

me bis zum Vertragsende (31.12.2023) gewähren. Der vertragliche Nutzungszweck 

der Räume liegt in dem Betrieb eines Rechtsanwalts- und Notariatsbüros. Die hier-

mit zusammenhängenden geistig-gedanklichen Tätigkeiten müssen grundsätzlich 

ungestört durchgeführt werden können. Der Abbruch sämtlicher Zwischenwände 

sowie Bodenbeläge mittels Schlagbohrmaschinen und Vorschlaghammer verursacht 

zwangsläufig ganz erhebliche Lärm- und Staubbelästigungen sowie massive Erschüt-

terungen. 

 

Derart umfängliche Arbeiten stellen auch keine Renovierungs- und Umbauarbeiten 

dar, mit denen ein Mieter - etwa im Zusammenhang mit einem Mieterwechsel - 

rechnen muss und die deshalb hinzunehmen sind. Die Arbeiten dienen auch nicht 

der "Modernisierung" oder "Verbesserung", da es an einer dafür erforderlichen 

nachhaltigen objektiven Erhöhung des Gebrauchswerts fehlt. 

 


